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I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der l^^gwitj^gtharina

Beklagten, Berufungsklägerin und 
Rev isi ons klägerin,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br*

gegen

den Renter Sebastian 
R f l H B H H B  Straße Rechtsanwalt Br. 
Pfleger,

R in Pies etzlTch vertreten durc)
als

Kläger, Berufungsbeklagten und - 
Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächfcigter: Rechtsanwalt Prof. Br.

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 13. März 1958 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br. Pagendarm, Br. Arndt, Br. Wolany, 
Br. Beyer und Br. Hußla
für Recht erkannts

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil des 3« Zivilsenats des Oberlandesge- 
richts München vom 20. Juni 1956 wird zurück­
gewiesen. Jedoch wird das Urteil der 2. Zivil­
kammer des Landgerichts Traunstein vom 12. Januar 
5956 in Ziffer 1 des Urteilssatzes dahin gefaßt:

• 1 a )  Bie Beklagte hat an den Kläger 1 329,86 BM 
nebst 4 P Zinsen aus 339,36 BM ab 1. Januar 
1955 und aus 990 BM ab 10 Bezember 1955 zu zahlen«

;
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b) Es wird festgestellt, daß die Beklagte dem *) ;
Kläger allen weiteren künftigen Schaden i
zu ersetzen hat, der ursächlich auf die . ,
nicht eindeutige Formulierung der Reallast ',, ?
im Anwesensüborlassungs-Vortrag vom 11, Februar •' 
1948 XJR Nr« 405 zurückzuführen ist, Vij.

y ̂
Der^B?kJ’?g^en wird die Beschränkung der ErbenhaftungVorbehalten, ''
Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen, l’j
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Der Kläger hat im Vertrag vom 11» Februar 1948 sein 
Anwesen an die Metzgerseheleute überlassen. Den Ver­
trag hat der während des gegenwärtigen Revisionsverfahrens 
verstorbene Ehemann der Beklagten, seiner Alleinerbin, im 
folgenden als "Beklagter” bezeichnet, notariell beurkundet. 
In dem Vertrag haben die Eheleute u.a. als Gegenlei­
stung für die Anwesensüberlassung dem Kläger in Abschnitt 
X 3 folgende Rechte eingeräumts

” a) ein Wohnungsrecht .
b) den Anspruch auf eine monatliche Leibrente, deren 

Höhe gleich ist dem Preis von einem Pfund Ochsen­
fleisch und einem Pfund Teigwaren pro Tag im 
Kleinverkauf, zur Zeit monatlich 45 RM.

Mit dieser Rente will sich Herr RflBUdie 
Mittel zur Beschaffung von lebenswichtigsten 
Waren auf Lebensdauer sichern.

Sollten Verhältnisse eintreten, durch die die 
Rente in ihrem Nennwert oder in ihrer Kaufkraft 
so weit einschrumpfen würde, daß diese Menge Waren 
nicht mehr gekauft v/erden könnte, so ist Herr 
R0H|^berechtigt, die nachstehende Sicherungs- 
Reallast geltend zu machen.

c) Zur Sicherung des oben Herrn RfllHI einge­räumten Wohnungs- und Mitbenützungsrechts bestel­
len die Erwerber demselben eine beschränkte per­
sönliche Dienstbarkeit an dem Flurstück Nr« 806 
und 807, und zur Sicherung der Leibrente eine 
Reallast auf Leistung von monatlich 30 Pfund 
Ochsenfleisch und 30 Pfund Teigwaren (» 15 Kilo 
Ochsenfleisch und 15 Kilo Teigwaren) 1» Qualität 
handelsüblich auf dem gesamten Vertragsanwesen 
zur nächstoffenen Rangstelle, das ist nach Vor­
gang der oben in Ziffer I bezeichneten Belastun­
gen und unter sich im Gleichrang."

Gleichzeitig mit der Eintragung der Erwerber als Eigen­
tümer wurde die Reallast unter Bezugnahme auf die Bewilli­
gung im Grundbuch eingetragen. Im April 1951 veräußex’ten
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die Eheleute Hfll das Anwesen an die Landwirtseheleute _ ♦
Diese übernähmen im Kaufvertrag ab 1« Mai 

1951 die dingliche Haftung aus der für den Kläger ein­
getragenen Heallast, die Reallast aber ohne Anrechnung 
auf den Kaufpreis, da die Verkäufer die Leibrente weiter 
an den Kläger zahlen sollten« Die Eheleute entrich­
teten jedoch seit dem 1« November 1951 an den Kläger kei-• 
nerlei Leistungen; sie sind inzwischen verstorben über 
ihre Nachlässe ist Nachlaßverwaltung angedrdnet»

Nach dem Ausbleiben der Bentenleistungen nahm der Klä­
ger die Eheleute der Heallast in Anspruch,
Seine Klage, mit der er - im wesentlichen unter Zugrunde­
legung eines monatlichen Betrages v ^  84 DM die Zahlung 
von Rückständen in Höhe von 1 826,81, ferner ab 1. Januar 
1954 bis zu seinem Tod die Zahlung von monatlich 84 DM 
sowie die Verurteilung der Beklagten zur Duldung der 
Vollstreckung in das Grundstück wegen dieser Forderungen 
begehrte., wurde jedoch vom Landgericht mit der Begründung 
abgewiesen, nach der notariellen Urkunde - vorstehende Ver­
tragsklausel in X 3 b Abs« 3 - sei der Kläger aus der 
Heallast lediglich in dem hier nicht eingetretenen Fall 
berechtigt, daß bei einer grundlegendem Veränderung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere bei einer Wert­
losigkeit von Bargeld, der Gegenwert von 30 Pfund Fleisch 
und 30 Pfund Teigwaren nicht mehr ausreiches um dem Kläger 
die Beschaffung von lebenswichtigen Waren zu ermöglichen* 
Das Urteil wurde, nachdem das Oberlandesgericht dem Kläger 
das Armenrecht für die Berufungsinstanz mangels hinrei­
chender Erfolsaussicht versagt hatte, rechtskräftig0

Der Kläger wirft dem Beklagten vor, dieser habe 
pflichtwidrig bei der Beurkundung des Vertrages vom 11« 
Februar 1948 die Bestimmungen über die Heallast so unzu­
reichend und unklar gefaßt, daß der Kläger die beabsichtigte
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Sicherung seines künftigen Lebensunterhalts nicht er­
langt habe. Vor dem Landgericht hat der Kläger, indem 
er den monatlichen Wert von 30 Pfund Ochsenfleisch und 
30 Pfund Teigwaren auf zusammen 90 DM ansetzte, bean­
tragt, den Beklagten zur Zahlung von 1 329,86 DM nebst 
Zinsen, sowie zum Ersatz allen weiteren künftigen Scha­
dens des Klägers zu verurteilen, der ursächlich auf die 
nicht eindeutige Formulierung der Heallast zurückgehe«
Der Betrag von 1 329*86 DM stellt hierbei die Summe der

■

von November 1951 bis einschließlich November 1955 unter­
bliebenen und noch offenen Leistungen auf die Leibrente 
in Höhe von 4 410 DM dar, vermindert um den Betrag von 
3 080,14 DM, den sich der Kläger aus der Nachlaßverwal­
tung H^perhofft und den er sich zunächst auf seine Er­
satzforderung anrechnen lassen will. Diesem Klagantrag hat 
das Landgericht mit einem Abstrich an den verlangten Zin­
sen stattgegeben. Das Oberlandesgericht hat die Berufung 
des Beklagten, nach der bei richtiger Auslegung der Ver­
tragsklausel der Kläger unter den eingetretenen Umständen 
seine Hechte aus der Heallast gegen die Eheleute F ä ^ l B B i  
geltend machen könne, zurückgewiesen. Die ah die Stelle 
ihres verstorbenen Ehemannes getretene Beklagte bittet 
mit der Hevision weiterhin um die Abweisung der Klage im 
vollen Umfang, vorsorglich darum, ihr für den Fall der 
Zurückweisung der Hevision die Beschränkung ihrer Haftung 
als Erbin vorzubehalten. Der Kläger erbittet die Zurück­
weisung der Hevision.
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Entscheidungsgründe:
1.) Beide Vordergerichte gelangen in Übereinstimmung 

mit dem Urteil, das das Landgericht in dem vom Kläger ge­
gen die Eheleute FäflHHBl geführten Hechtsstreit gefällt 
hat, zu dem Ergebnis, daß der Kläger gegen diese nicht aus* <Jer
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ihm eingeräumten Reallast Vorgehen könne* Das Landge­
richt führt aus, der Kläger könne im Hinbliok auf die 
in X 3 b Abs. 3 der Urkunde getroffene Abrede erst dann 
die Reallast geltend machen, wenn die vereinbarte Rente 
in ihrem Kennwert oder in ihrer Kaufkraft derartig ein­
schrumpfe, daß die vereinbarten Waren nicht mehr gekauft 
werden könnten; er sei hierzu aber nicht berechtigt, weil 
andernfalls diese Abrede gänzlich überflüssig sei, wenn . 
die Schuldner der Leibrente zahlungsunfähig würden. Das 
Berufungsgericht meint« nach dem eindeutigen Wortlaut der 
Vertragsklausel und unter Berücksichtigung des Umstandes, 
daß die Reallast nicht wie die Leibrente auf Entrichtung 
einer Geldrente, sondern auf Leistung von Nahrungsmitteln 
gehe, könnten dem Kläger Rechte aus der Reallast ausscbließ 
lieh - nicht auch - für den in der Abrede näher umschrie­
benen Rail der Wertlosigkeit von Bargeld zuerkannt werden; 
falls die Abrede anders gemeint gewesen sei, sei sie unrich­
tig und irreführend gefaßt* Auch darin stimmen beide Vor­
dergerichte überein, daß der Kläger und die Eheleute HflBl 
bei Abschluß des Vertrages vom 11* Eebruar 1948 sich dahin­
gehend einig gewesen seien, der Kläger solle für sein An­
wesen ein wertbeständiges Entgelt und die Sicherheit erhal­
ten, sich für die Dauer seines Lebens M t  dieser Rente zu 
versorgen.

Demgegenüber trägt die Revision vor: Die vom Beru­
fungsgericht vorgenommene wörtliche Auslegung der Abrede 
ergebe keinen Sinn; da nämlich die Höhe der Leibrente sich 
nach dem jeweiligen Breis der betreffenden Lebensmittel 
richten solle, setze sie den Kläger immer zu deren Ankauf 
instand, und es könne daher die vom Berufungsgericht ange­
nommene Voraussetzung für die Geltendmachung der Reallast 
niemals eintreten. Deswegen müsse die Vex-tragslclausel ent­
weder als sinn- und bedeutungslose Einschränkung für die
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Geltendmachung der Reallast aus dem Vertragsinhalt heraus- 
genommen werden mit der dem Willen der Vertragsparteien 
entsprechenden Folge, daß der Kläger die die Leibrente 
sichernde Heallast bei Leistungsunfähigkeit der Schuld­
ner der Leibrente geltend machen könne, oder sie müsse 
in sinngemäßer Auslegung und von den Beteiligten so ge­
meint auf den von ihnen bei Abschluß des Vertrages der 
Rente zugrunde gelegten Preis- der Lebensmittel mit mo­
natlich 45 RM bezogen werden; -in letzterem Falle habe die 
Steigerung der Lebensmittelpreise auf das Doppelte und 
die Entwertung der Kaufkraft des ursprünglichen Betrages 
von 45 RM zum Eintritt der Vertragsbedingung führen und 
den Kläger berechtigen müssen, aus der Reallast gegen die 
Eheleute FäPHHBPvorzugehen, gleichviel, ob die Eheleute 
Rjpp leistungsunfähig geworden seien oder nicht«

Der Streit um die Auslegung der Vertragsklausel unter­
liegt im vollen Umfang der Nachprüfung durch das Revisions­
gericht o Ebenso wie Entscheidungen der Gerichte kann näm­
lich das Revisionsgericht Grundbucheintragungen und ver­
tragliche Vereinbarungen, auf die in ihnen Bezug genommen 
ist, prüfen und auslegen (RGZ 136, 232, 234; 142, 156, 159)- 
Inhalt und Umfang eines im Grundbuch eingetragenen Rech­
tes sind aber grundsätzlich streng natch dem Wortlaut und 
dem sich aus diesem für jedermann ergebenden Sinn der Ein­
tragung und einer in ihr in Bezug genommenen Eintragungs­
bewilligung zu ermitteln; doch ist dabei nicht an solchen 
Umständen vorbeizugehen, die sich aus den für jedermann 
offensichtlichen Verhältnissen des einzelnen Falles erge- 
ben (RGZ 131, .158, 167/168; RG HRR 1933 flr. 1642 u. 1645). 
Das Gi-undbuch gibt über das dingliche Recht, das zu sei­
ner Entstehung der Eintragung in das Grundbuch bedarf, für 
jeden Gutgläubigen und für jeden der unbestimmten Rechts-
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nachfolger und Rechtsverpflichteten. der durch das Grund­
buch gebunden werden soll, die maßgebende Auskunft. Wel­
che Reallast der Kläger gegen die Eheleute gel­
tend machen kann* welchen Umfang und Inhalt seine ding­
liche Berechtigung ihnen gegenüber hat, ist daher ohne 
Rücksicht darauf, was die ursprünglichen Vertragsparteien 
am 11. Februar 1948 innerlich gewollt haben, «aus dem 
Grundbuch", das heißt aus dem Wortlaut der Eintragung und 
der in ihr in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung und 
aus dem sich daraus ergebenden Sinn so zu gewinnen, wie es 
jeder dritte dinglich Berechtigte und Verpflichtete ver­
stehen kann. Damals getroffene schuldrechtliche Vereinba­
rungen bleiben dabei nicht schlechthin unberücksichtigt; 
doch dürfen sie nur insoweit zur Auslegung herangezogen 
werden, als sie durch die Eintragungsbewilligung gedeckt 
sind und als der in ihnen enthaltene Vertragswille einen 
für jedermann erkennbaren Ausdruck in der in Bezug genom­
menen Urkunde gefunden hat»

Die nach diesen Grundsätzen vorzunehmende Auslegung 
der in Rede stehenden Vertregsbestimmung bietet Schwierig­
keiten und wirft Zweifelsfragen auf. Das beweist bereits 
die Tatsache, daß mehrere Gerichte mit zum Teil wechseln­
der Besetzung, darunter auch Entscheidungen eines Oberlan­
desgerichts, zu einem anderen Ergebnis gelangt sind, als es 
die Revision für allein richtig befindet. Immerhin ist es: 
was der Revision schon hier entgegenzuhalten ist, auffal­
lend, daß ein Notar in die Urkunde eine Bestimmung, hier 
eben die bewußte Vertragsklausel, aufnimmt, die dem Be­
rechtigten nur eine beschränkte Rechtsstellung zu geben 
scheint, die aber nach der von der Revision an erster Stelle 
gegebenen Deutung eine sinn- und bedeutungslose Einschrän-
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kung bildete Die Revision selbst gibt der Klausel noch 
eine zweite, ebenfalls von der Auffassung der Vorderge«. 
richte verschiedene Deutung, von der sie sagt, aber 
auch nur sagen kann, sie entspreche dem "unzweifelhaften" 
Willen der "Vertragschließenden" und des beurkundenden 
Beklagteno *

Aus der Vereinbarung von Reallast und Leibrente, wie 
sie in dem Vertrag vom 11. Februar 1948 beurkundet ist. 
läßt sich für die Auffassung der Revision nichts Zwin­
gendes entnehmen. Die Reallast ist eine selbständige, von 
einer persönlichen Forderung-unabhängige dingliche Bela­
stung, die nicht an die persönliche Forderung angelehnt 
ist, jedoch zur Sicherung einer solchen Forderung ver­
wendet werden kann. Die Reallast kann, was die zu erbrin­
gende Leistung angeht, von der Leibrente, die sie "sichern" 
soll, abweichen, und tut es hier, worauf bereits das Be­
rufungsurteil verweist, und kann hinsichtlich der Rechte 
auf die einzelnen Leistungen andere Voraussetzungen als 
die Leibrente aufweisen.

Welche der bisher genannten Auslegungsmöglichkeiten 
die allein richtige ist, braucht indessen bei der Entschei­
dung des vorliegenden Rechtsstreits nicht entschieden zu 
werden. Das zeigen die folgenden Überlegungen: Nach den 
Feststellungen des Berufungsurteils ging der Wille der 
Vertragspax'teien am 11. Februar 1948 dahin, dem Kläger als 
Entgelt für die Überlassung seines Anwesens eine wertbe­
ständige und sichere Altersversorgung zu gewähren. Zu ihr 
gehörte, daß der Kläger, wenn er auf seine Leibrente wegen 
Leistungsunfähigkeit der‘persönlichen Schuldner keine Be­
friedigung erhalten sollte, auf seine Reallastberechti­
gung zurückgreifen könne. Diesen Willen hatte der Beklagte
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auf Grund der ihn als beurkundenden Notar treffenden 
Amtspflicht in rechtlich einwandfreier Form und in kla­
rer, unzweideutiger Passung in seine Urkunde aufzuneh- 
men (vgl» § 30 DOfNot)» Dabei hatte er den sichersten 
Weg zu wählen, um dem Willen der Pax*teien Geltung zu 
verschaffen (vgl. Ui’to vom 3. November 1955 III ZR 
62/54)» Daran hat es der Beklagte augenscheinlich und 
fahrlässig fehlen lassen. Der Gedanke an eine Vernachläs­
sigung der gebotenen Sorgfalt drängt sich ohne weiteres 
auf, wenn ein Notar sich darauf beruft, er habe in einer 
von ihm beurkundeten Abrede der Beteiligten den Willen 
der Parteien so verfehlt gefaßt, daß die Abrede notwendig 
anders verstanden werden müsse als ihr reiner Wortlaut zum 
Ausdruck bringe. Belangreiche Umstände, die den Beklagten 
hier entlasten könnten, sind nicht ersichtlich. Ohne Be­
deutung ist, wie das Berufungsgericht bereits zutreffend 
annimmt, daß der Entwurf der Urkunde von dem bei dem Be­
klagten tätig gewesenen NotariatsOberinspektor gefertigt 
worden war» Die mißglückte Passung der Vertragsklausel ist 
für die nach Ansicht des Beklagten unrichtige Auslegung 
durch die bisher mit ihr befaßten Gerichte ursächlich ge­
worden. Der Umstand, daß die Gerichte, wie der Beklagte 
meint, den Inhalt der Klausel mißverstanden hätten und 
bei richtiger Auslegung zu einem anderen Ergebnis hätten 
gelangen müssen, hebt den ursächlichen Zusammenhang nicht 
auf. Der ursächliche Zusammenhang im Rechtssinne erfor­
dert nämlich nicht, daß die Pflichtverletzung des Notars 
die einzige Ursache des eingetretenen Schadens ist. Etwas 
anderes kann die Revision auch nicht dem von ihr angesc- 
genen. Urteil des Senats vom 3. November 1955 III ZR 62/54 
(NJW 1956, 140) entnehmen. Nach Jener Entscheidung ist., 
wenn die Ursächlichkeit einer einem Notar unterlaufenen 
pflichtwidrigen Beurkundung zu prüfen ist, darauf, wie 
die Gerichte richtig hätten entscheiden sollen, nicht bei

*



der Präge nach der Wirkung der verfehlten Beurkundung 
abzustellen, sondern bei der - gedachten - Entscheidung, 
die die Gerichte - hier in dem vom Kläger gegen die 
Eheleute PäflHH^geführtcn Rechtsstreit - bei ordnungs­
mäßiger Beurkundung getroffen hätten. Diese letztere Präge 
ist aber dahin zu beantworten, daß der Kläger gegen die 
Eheleute P ä f l H H l  obgesiegt hätte.

2.) Der nach den bisherigen Ausführungen zu bejahen­
den Schadensersatzpflicht kann die Revision auch nicht 
entgegensetzen, der Kläger habe in seinem Rechtsstreit 
gegen die Eheleute FäflHIHfedem Beklagten nicht den 
Streit verkündet, und diesem dadurch die Möglichkeit ge­
nommen, durch Anrufung der Obergerichte das dem Kläger 
ungünstige landgerichtliche Urteil zu beseitigen. Diese 
Säumnis müsse sich der Kläger, so meint die Revision, im 
Rahmen des § 254 Abs. 2 BGB anrechnen lassen»

Hierbei irrt die Revision» Die Streitverkündung ist 
nichts anderes als die förmliche Benachrichtigung eines 
Dritten durch eine Partei von dem Schweben eines Rechts­
streits» Sie gibt dem Dritten Gelegenheit, der Partei 
zum Zwecke ihrer Unterstützung im Prozeß beizutreten»
Der Beitritt hat aber eine "Streitverkündung” nicht zur 
Voraussetzung» Der Beklagte hätte daher auch ohne sie dem 
Kläger zu dessen Unterstützung, und zwar auch in Verbin­
dung mit der Einlegung eines Rechtsmittels, beitreten kön­
nen (§ 66 ZPO). Er mußte nur, gleich auf welche Weise, eine 
ausreichende Kenntnis über de$ von dem Kläger gegen die 
Eheleute FäflHHHP engestrengten .Rechtsstreit haben» Das 
war jedoch der Pall, wie sich daraus ergibt, daß der Be­
klagte in dem Verfahren als Zeuge gehört worden ist, in 
dem das Oberlandesgericht über die Bewilligung des Armen­
rechts für die vom Kläger beabsichtigte Berufung gegen
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das seine Klage gegen die Eheleute ^äJMBIfcabweißende 
Urteil.entschied. Die Unterlassung einer Streitverkün- 
dung kann daher nicht, wie die Eevision es will, als 
mitursächlich für den Verlust des Vorprozesses angespro­
chen werden*, Sie wirkte sich für den Kläger nur inso­
fern nachteilig aus, als sie für ihn das Entstehen einer 
Streithilfewirkung nach §§72, 68 ZPO ausschloß*

Im übrigen läßt das angefochtene Urteil im Ergeb­
nis einen vom Revisionsgericht zu beachtenden entschei­
dungserheblichen Irrtum zu Lasten des Beklagten nicht 
erkennen. Nur in einer Beziehung bedarf der Entscheidungs­
satz des erstgerichtlichen Urteils einer Berichtigung, 
die vorzunehmen bereits das Berufungsgericht hätte Ver­
anlassung nehmen sollen. Bas Erstgericht hat, was einen 
dem Kläger künftig entstehenden, der Höhe nach unbestimm­
ten Schaden betrifft, keine Verurteilung aussprechen, son­
dern eine Feststellung treffen wollen; denn es bezeich­
net insofern in den Urteilsgründen die Feststellungsklage 
unter Anführung des § 256 ZPO als begründet.' Bom wird 
die Fassung der Urteilsformel in Ziff. 1 seines Urteils 
jedoch nicht gerecht«

%

Ber Einrede der beschränkten Erbenhaftung, die die 
Beklagte im Revisionsrechtszug erhoben hat, ist stattzu­
geben (BGrHZ 17, 69)o
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Ferner sind in Anwendung des § 97 ZPO der Beklagten 
die Kosten der Revision auf2uerlegen*

Br. Pagendarm Die Bundes richte r Dr„ Arndt undDr» Wolany sind beurlaubt, orts- 
abwesend und daher verhindert, ihre Unterschrift bei zufügen o 

Dr« Pagendarm
Bundesriehter
Dr« Beyer ist beurlaubt, orts­
abwesend und daher verhindert, 
seine Unterschrift beizufiigen«,Br« Pagendarm Br« Hußla
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